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Der }, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche VErhandlung vom 22. Juni 1966 durch

Bundesrichter Dr} L a n g k e i t

{_ ‚ » Vorsitzender -
Bundesrichter

V _
Dr. K r e b s und

Bundesriéhterin G e_y s e r„,

Bunde$sozialrichter Dr. _S‘p r i c k und
'BundeSSOZialrichter H.e n n i n g e r
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für Récht_erka■hti'

Die Revision des Klägers gegen das -Uftéil des Landes-
sozialgerichts Baden—Württemoerg vom & Oktober 1963

wird zuruckgewiesen. ' " "

Der
Kläger

hat dem Bek1ägté■
die außerger1cnc11cnen

Kosten des Rev1s1onsverfahrens zu erstatten.

9.113.111 '

Der Rechtsstreit betraf außer der Beurteilung Verfah—

rensrechtiicher Vorgänge d1e'Fra3é, ob der Kläger, der

als Stundenoucnhalter nebeneine nder für verschiedene

Betriebe tätig war, während- seiner Tätigkeit für den

'oeklagten Maurerme1ster vom 1._April 1956 bis 12-. Sep-
tember 1957 3021a1vers1cherungspfl1cht1g war.

Der Kläger arbeitete
von etwa Juni 1955 bis

12
Septem-

ber 1957 stundenweiSe als Buchhalber in dem Baugesehäft

des Beklagten‚ In den Jahren 1956 bis 1957 war er als

Stundenbuehhelter auch für einen Fleischwerenbetrieb
und für einen Geflügelßüchter tätig '

Der Kläger erhielt vom Beklagten ein Honorar, das nach

der zur Erledigung der übertragenen Arbeiten benötigten
Stundenzehl bemessen war. Er teilt e sich seine Arbeits-

_zei't11m'8etrieb des Beklagden frei nach Wochentagen‚

Tageszeiten und Dauer selbst ein. In der Regel arbeitete

er en zwei aufeinahderfolgéndenz Tagen in der Woche und

bestimmte selbst sein Wiederkommen. Gelegentlich Wurde
„‘_ihm'gesagé; waS’zu‚er leaigen sei. Genaue Weisungen er1mi 1t„

er nicht. Seine Arbeitszeit in den einzelnen Monaten war

von sehr unterschiedlicher Länge, wie des Lendessozial»

gericht (LSG) aus den-Honorarquittungen des Klägers
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festgestel1t hat 891 den anderen Be brieben teilte sich

Ö€P Kläger seine ÄPb€iu in ähnlicher Weise wie beim

Beklaguen e1n. ‘ '
.»!

Für den Kläger waren für 1956 drei Löh■steuerkarten und
für 1957 zwei Karten ausgestellt. Das Finanzamt hat Löhn-
stéuérpflicht angenommen. Der Kläger besaß keine Zulassung

oder Lrleuoni zu einer selbständigen Tätigkeit als Helfer

in Steuersachen. '

Seit 3;
Mai

1956 war der Kläger Mitglied der beigeladenen
Deut‚cnen Angeetellten Krankenkasse (DAK). Diese hat ihn
als versicherungepflichtigés Mitglied geführt, aber wegen
der Tätigkeit_oei mehreren'Betrieben

von
ihm

nur die“

Pflichtbeiträge zur Kranken?ersicherung'(Krv) eingezogen
(@ 127 Abs. 1 äes Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG-
nF). Sonst war die beigeledéné Innungskrankénkesse (IKK)

i‘ür die Kr? der versicherungspflichtigen Beschäftigten
des Beklagten Zuständig

1957 erhob der Kläger beim Äfbeitsgericht Bielefeld Klage

gegen den beklagten Maurermeister auf Nachzahlung_von

erhöhtem Tarifgehalt, Gehalt für Krankheitstage und Urlaubs-

abgeltung sowie auf Zahlung von Arbeitgeberanteilen. Das
Arbeitsgericht wies die Klage mit der Begründung ab, ein

Arbeitsverhälthis habe nicht bestanden (Urteil vom 7. März
1958). Das Landésarbeitsger1cnt (LArbG) Hammhat.das ver-
fahren bis zur Entscheidung—im sozialgerichtlichen Verfah-

ren ausgesetzt

Auf eine vom L■rbG geäußerte Recht53uffassung hin hat der

Kläger im Mai 1958 beim 8021a1gericht (SG) Stuttgart Klage

gegen den Beklagten auf Feststellung erhoben, daß er wäh-

rend seiner Tätigkeit v0m 1„ April 1956_bis 12. September
1957 bei ihm der SozialVersicherungspflicht ünterlegen

habe. Der Bek1agte ist Qer Auffassung, es habe sich nicht
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um ein versicherungspflichtiges Ar5eitsverhältnis,
son—

dern um eine freie Tätigkeit gehandelt. Das SG-Stuttgart

hat nach der Gestaltung der Tätigkeit festgeätellt, daß

der Kläger vom 1° April 1956 bis 12. September 1957'der

Sozia1versicherun83pflicht un»er1égen habe (Urteil vom

15. Juni 1959). Aroe1tsloscnvers1cherungsof110nt hat es
verheiht; weil der Kläger weniger als 24 Stunden in_der
Woche hei e 1 nee m _Arbeitgeber gearbeitet habe.

Der Beklagte hat Berufung eingelegt. Nachdem des LSG die‘
Beige13denen

zum verfahren hinzugezogen hatte (5 75 Abs. 2
ldes Sozia1gerichtégesetzes -SGG—),.stellt e die Bundes er—
leicherungsanszalt für Angestellte (ETA) mit Bescheid vom

_
13. September 1961 fest‚_daß der Kläger in seiner Tätig—

keit als Stundenbuchhalter beim Beklagten angestellten-
versicherungspflichtig gewesen sei, Den Widerspruch des

1Beklagten wies sie mit Bescheid vom 1ä.,November 1961
zurück? Die Rechtsmittelbelehrung lautet dahin, daß der
Widerspruchsbescheid gemäß 5,96 SSG Gegenstand des beim

LSG anhängigén verfehrens sei;

Der Beklagte erhöb gegen die Bf■ mit Schriftsatz vom'

2. Oktober1963Wiäerklage.Br beantragte, das Urteil
des SG sowie die Bescheide der BfA aufzuheben und die

Klage abzuweisen. '

—Der Kläger beant_regte,
die Berufung des Beklagten Zurück—,-

zuweisen sowie äessen Klage gegen die Beeche1■é der BfA

abzuwéisen

Die DAK beantragte, die Berufung des Beklagten und dessen

Widerk1a3e auf Aufhebung der Bescheide der BfA abzu_weis€n.

Die B1A
beantragte,

die
Berufung des

Beklagten
mit der

_MaBgäbe zuruekzuwe1sen, daß die Klage gegen ihre_ Besc1eide

_abgewiesen wird. ’ ° ‘
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Die IKK stellte keinen Antrag; sie sei wegen Verjährung

yon_Beitragsfordérungen für die Zeit vom 1. April bis

2. Mai 1956 am Ausgang des Rechtsstreits nicht inter-

eesiert. ‘

Das LSG
Baden—Württemberbr

hat das Uraeil des SG aufgeho-

ben, die Klage des Klägers abgewiesen sowie die Beecheide

der BfA aufgehoben; Revision wurde zugelassen.

Das LSG hat die Feststelüungä<lage als zulässig (% 55 Abs.1
Nr. 1, Abs. 2 SGG), aber nicht als begründet angesehen. Es

hat ausgeführt, @ 55 SGG schließe eine solche Feststellunge-

klage nicht aus; die zw1schenzeitlicn erlassenen Bescheide

der BfA bezögen sich nur auf die Rentenversicherung und

‘seien infolge der Anfechtung durch den Beklagten nicht bin—

dend geworden. Die Bescheide seien in entsprechender Anwen—

dung des 5 96 806 materiellrechtlich zu prüfen, % 96 SGG
treffe zwar wörtl-ich ni.cht zu, weil es sich nicht—um eine

Aniechtungsklage handele; doch °ei die Ge:etze31t cke, die

bestehe, wenn ein schon am Verfahren beteiligter Vers iche—

rungsträger einen ersten Verwalt vngsekt zu einem bereits

bei Gericht anhängigen Streitgegensz and erlasSe‚ auszufül-

len„‚Im übrigen Verlange die - zulässige - Wider':lage eine

materiellrechtliche Entschéidung (@75 Abs. 5, 5 100 see).

In der Sache hat das LSG die Klage nicht für begründecl
.„

‘erachte t, weil ein vereicherungspflichti$es Beschäisigungs—

'verhältnis nicht bestanden habe: Die tatsächliche Ausge—

staltung der Rechäsbeziehungen spreche dafür, daß der Klä-

gezv nieht in persönlicher und wirtschaftl1cher hehängigkeit_‚

sondern fre1beruflich tätig_gewesen sei. Dies zeigten außer

den Zeugenaus sa een auch die Honorarquittungen. Danach sei

der Kläger zeitweise
nur wenige Stunden am Tege, an anderen

Tagen eis zu 14 Scunden tätig gewesen. Für die einzelnen

Monate° se1en die Honorare von unterscniedlieher Höhe. Daner

könne von einer Verpflichtung, regelmäßig bestimmte Zeiten
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wöchentlich oder monatlich tätig zu sein, nicht die Rede

sein. Gegenstand der Réchtsbeziehungen sei nicht äie

Leistung von Dienst'én, sondern die Erledigung eines über—
tragenen Anfgabenkreisee in frei bestimmter arbeitsweise

und Arbeitszeit gGWesen. Auch die gleichzeitige ubernahme

gleicher Verpflichtungen für mehrere Unternehmer in der-
selben freien und unabhängigen-WeiSe spreche für eine '

selbständige Tätigkeit. Die steuerliche Behandlung der

Honorare stehe nicht entgegen; die Lohnsteuerpflicht sei
aus praktischen Erwägungen ohne Rücksicht auf die tat-‘

—Sächlichen UmständeangenommenWerden,.weil der
Kläger'

'ke:1ne Zulassung als Steuernelfer gehabt habe.

Der Kläger
het Revision eingelegt.

Er
'beéntregt,

das Urteil des LSG
aufzuneb'en und in der Sa.che

selbst nach demKlageantreg zu entscheiden. '

Er bringt vor, es sei zweifelhaft, ob der Beklagte für
_eine Klage auf Feststellung der VersicherungéPflich■ passiv

1egit1mierL sei. Da's LSG habe 5 96 SGGnicht anwenden dür-_

fen. Die Frage der Versicherungspflicht sei vom LSG_nieht
zutreffend entscnieden werden. Der Beklagte habe die Be-

seheide der BfA nur auf dem üblichen wege anfechten 'können.

Dadurch, daß das LSG sie von sich _aus aufgehoben _haoe, habe'

der Kläger eine Instanz verloren. Die Au$führuhäen über die.

Widerklage beruhten auf den vorangegangenen gedankliéhen
Fehlkönstruktionen,

Der Beklagte beantragt,

_
die Rev1sxon des Klägers zuruc&zuwelsen.

Er _is_t der
Au_ffäésung,

wenn_er nicht passiv legitimiert'

sei, 'Sei die Klage unbegründet_ und auf jeden Fall zu Recht
abgew1esen werden. Die Er? ebung einer W1derklage sei 'auch

ge'gen éinén Béigéledenen zulässig, 'well durch die Bäll°dung
gere.de eine Recenswlrkung gegen den Be1geladenen ér7eugt

17i—?
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


werden solle„ Zur vermeinung der Versicherungspflichz

bringt der Beklagte im weSenülichén die vöm LSG aufge-

führten Gründe vor„

Die DAK hat keinen Antrag gestellt Sie verweist darauf,

daß sie bei Beginn der Mitgliedschaft auf Vérsächerungs—

pflicht erkannt und sämtlichen Arbeitgebern eine Beschei—'

nigung naeh @517 der Re1cnsverswcerungsordnung {RVO)

zugesandt .habe„ Die Arbeitgeber hätten ihr' gegenüber keine
Einwendungen gegen die Bescheinigung e_rhoben. Der Vérwal-_

tungsakt sei bindend geworden° Der Kläger habe die seinem
Arbeitsentgelt entspre Lebenden Pflichtbeiträge entrichcet.

Bei seiner Klage habe es sich lediglich um die Auszahlung

des Arbeitgéberanteils nach 5 520 Abs° 1 Satz 2 BVGund
nicht um die Feststellung der Versicherungspflicht handeln

könneno'Das Urteil des LSG werde dieser Séch—und Rechts—
lange nicht gerecht„

Die BfA beantragt,

unter Aufhebüng der Urteile die Klage als unzulässig

abzuweisen„ ' ‘

Sie hält eine Fest$tellung$klagé über die Versicherungs-
p1liéhL zwi.schen Arbe1tgeber und Azbeitnehmer im Hinblick

au1 @ 121 Abs } %VGnF nichL für zuläss1g‚ Das Versiche-
*un5svernaltnls bes_tehé nicht zwieehen Arbeitgeber und '

Arbe1Lnehmef, Sendern ZW1schen Ver<4i'cherten und Versiche-

rungscrägexn„_äuch die Beit'ragspflicht des .Ärbeitgebers sei

%emäß @ 118'Abe; 1 AVG nF gegenüber dem Versicherungsträger

Geeeeen._Da e5.n SLre Lit über die Vers1caerungspfl1an nie

zwischen Aroe1Lgeoer und A1beitnéhmer zu führen sei, h_abe'

sie während des anhang1gen Verfahrens den notwend1gen'Ver■

Wal'tungSekL erle.ssen'. Ef_se1 Zu RéCht mit Widerklage gegéh

exe ange*ochtea werden {BSG l?‚ 59) Mit dem verwaltüngsa.

akt sei das Fest„Lellungcoegenren des Klägers' erfüllt wor—
den° Im übrigen hält die BfA den Kläger für vers1c■erungs-
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pflichtig, weil er jeweils zu bestimmten Zeiten _mit bestimm»

ten Arbeicén habe fertig sein müssen, seine Bezüge lohnver—
steuert wurden und er 'nach 5'1Ö7

a Reichsabgabenordnung
(RAG) idF-vom_13._Dezember 1935_ohne Erlaubnis des Finahz—_-_

amtesnicht selbständighabetätig sein dürfen. DasLSG '
habe der freien Eintei1ung der Arbeitszeit ein zu großes

“Gewicht beigemes sen.

Die Revision des Klägers ist nicht begründet.

Das angefoéhtene Urteil betrifft die Versicherungspflicht

des Klägers in der KrV unä'Angestelltenversicherung (AnV).

Eihe'euf die Fest3tellung der Versicherungspflicht gerich-

tete K1a3e (5 55 Abs; 1 Nr; 1 SGG) ist nur zuläésig, wenn
Zunächst die Einzugsstelle bzw. der versicherungsträger‚

der die jeweilige Pflichtver31cberuog durchführt, hierüber'f

im Vérwa1tungsverfahren encsohieden_ hat Dies ergibt sich '”

aus 5 121 Abs. 5 AVG, wonach die Einzugsstelle über die
Vereicnerungspflichz in der AnV"entscheidet und den Ver—

waltungsakt und Widérspruchsbeseheid erläßt bzw. der Ver—

sieherungsträger (vgl. @ 12[ Abs‚l ‚% 148 Abs. 5 AVG).

Daher fehlt de'3 Feststellungeinteressé, wenn ein Beschäf—

'tigtér e'ine Klage auf Feststellung der VereicherungspiliGht

erhebt, ohne daß vorner die zuständige Stelle (Ei.nzugss telle'

bzw„ Vérsicherungsträger) einen Vérwaltungsakt 'über die Ver

sicherungspflicht erlassen hat.

Soweit die Festene11ungklage des Klägers die Ve'r'sione
rungs—_;

pflicht _in der KrV betraf, war 'sie deshalb nicht zulässig‚'

weil darüber noch kein VerwaltungSakt der beigeladenen «ran-

kenkasse - Jeweil_e für die Sie betreffenden Zeiten der Vérsi-f

Cherungspflieht_ - ergangen war. Eine etwa ausgestellte Mit—

-blaedschaiteb°scheinigung der beigéladenén DAKnach 55 “17,-
518 BVD würde keine Entscheiduig über die Vérsichérüngs- '

pflicht des Klägers darStellen. ie Wirkung einer eo1chenD'i
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Bescheinigung ist begrenzt (BSG 19, 178 und BSG vom 25. Fe—

bruar 1966 —} RK 72/61 in 8623 Nr. 2 zu 5 518 EVO). Die
Frage, ob ein versicherungspflichtiges BesehäftigungSVer—

hältnis vorliegt und der Arbeitgeber deswegen Beiträge zu

leisten 11at,'Wird durch eine Bescheinigung nach '“ 517 Evo
nicht entschieden. Es kam daher hier nicht da.rauf en, ob

dem Beklagten eine Bescheinigung der beigeladenen DAK nach

5% 517, 518 EVO vorgelegt werden war.

Soweit die Klage die Feststellung der.Versieherungspflieht

in der AnV betraf, war sie ebenfalls unzulässig. Zunächst

bestand kein Eeststellungsinteresse, :eil noch kein Verzei-

tungsakt der BFA über die Vérsicnerungspflicht ergangen wei.

Nachdem die BfA die dem Begehren des Klägers staucgebenden

Bescheide erlassen hatte, war für die Klage des Klägers

kein Reehtsschutzbedürfnis mehr #orhanden. Zur Wahrung sei-

ner Interessen an seiner Vérsicherungspflieht in der AnV

hätte ein Antrag des Klägers auf-Abweisung der Widerklage

des Beklagten genügt.

Demnach hat das LSG im Ergebnis zutreffend die Feststel-

lungsklage des Klägers abgewiesen. Die Begründung dieser
Entscheidung ist dahin ‚Zu berichtigen, daß die Fests'cel-_

lungsklage nicht als unbegrunden, Sendern ale unzulässig

abgewiesen wird.‘ '

Da die Feststelluhgeklage unzalä$sig ist, braucnt'nichtfdarw
auf eingegangen zu werden, ob die Klage auf Feststellnng
der Ve“*1.c:nerungepi'].3.ein,,'dieÜnieh‘r gegen den Versicherungs—

träger bzw„ die Binz ugssteiie‚ sondern gegen den Arbeitge-'

ber gerichtet ist, auch unbegründet gewes en wäre, weil de1

Beklagte für eine Klage auf Feststellunnger Versicherungse
pfiichtßnicht.paSsiv61e$itimiert ist.

Die Bescheide der BfA sind nicht nach % 96 SGGGegenstand
_des Verfahrens vor deme8G geworde„. Das LSG hatte sie auf
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die Widerklage deVs Bek3ägten hin sachlich zu prüfen. Die

Widerklage ist nach 3 100 SGG möglich, wenn der Gegenan-

spruch mit dem in der Klage geltend gemachten Anspruch

oder mit den_ gegen.ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln

zusammenhängt. Dies trifft hier zu. Der Streitgegenetand
der Klage des Klägers

gegen den BeKlagten stimmt mit dem

in den Bescheiden der BfA behandelten Sachverhalt überein‘

und auch die Einwendungen des Beklagten gegen die Be-
scheide sind_diesélbén wie gegen äie Klage. Der Beklagte

konnte die Widerklage gegen die BfA riChten; denn diese

ist'notwendig'peigeladen und Könnte nach 5 75 Abs. 5 sec
selbst'üergrteilt werden (Vgl. BSG17, 139, 143). Die
Widerklage ist rechtzeitig erheben, denn die Rechtsmittel—

belehrung, daß der_w1derspruchsbescheid Gegenstand des

anhängigen Verfahrens gemäß 5 96 SGG geworden sei. besagt

im Ergebnis, daß der Beklagte dagegen Kein Rechtsmittel

einlegen könne. Deshalb bestand im vorliegenden Fall
überhaupt keine‚Frist für die Erhebung der Widerklege

‚(5 66 Abs; 2 Satz 1, let2te-Alternative, SGG). '

Das LSG hat somit zu Recht sachlich über die Versiche—

rungspflicht in der AnV entechieden.

Die Vérsicherungspflicht in der AnV war für den Zeitraua

vom 1. April 1956 bis 28. Februar 1957 nach @1 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 AVGaF i.V.m. %165 Abs..i Nr. 2 und
Abs. 2 RVD‚‘uhd für den Zeitraum vom1. März bis 12. Sepr
tember 1957 nach %‘2 Nr„ } AVanF zu beurteilen (Art. 3

_5 7 Satz 2 AnVNG). Diesen VC?séhriften gemeinsém ist die„V
Voraus$etzüng der Vers1cnerungsofl1cht daß äer zu Ver “

sichernde gegen Entgelt neschaxt1gt“ 1et. Die Begriffe
‚„des Arbeitnehmers im Arbeitsrecht und dee Bescnaft1gtec

im Soz1alvers1cheruegeßecn» sind im wesentl1chen gleich."

Naeh al1?gemeiner Ansicht und feststehender Rechtsprecnung_

1st wesentliches Merkma1 für das Vorliegen eines vereiche«_
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rungspflicht begründenden Beschäftigungsverhäitniéses die

persönliche Abhengigke1u‚ womit die WeiSungsbefugnis des

Arbeitgebers verbunden ist bzw. die Finordnung in den

Beprieb.____
_ __ _ _

(BSG13, 130 152 196, 203; 15 65, 69;‘BSG_v0m‘
1962 in SozRS 165 RVG Nr. 30:

BAG 11 225; BAG vom 21.1.1966 i.n NJ“ 1966, 902;

'—
o0Ni.kisch‚ ärbeitsrecht,

}. Aufl., 1961 s. 95 f
’Hueok■Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsreehts &,
?„ Aufl., 1963 S. 41 ff

BFH in "Betriebsberater" 1964, 29; BFH vom
3.1.1965 in estB1 III 1966, 153; "Betriebsberater"

1957. 966; '

Schleeelberger, Handelsgesetzbuch (HGB), 4. Auil.,

Rande. 20 zu @ 59 HGB;

in8besondere Götz/Hueck, "Arbeitnehmer und freie
Mitarbeiter" in "Der Betrieb" 1955, 384).

Die Unterscheid1ng zwischen einem Beschäftigten 1.8. des

AVG, der in einem Arbeicsverhältni$ zum Arbeitgeber steht,

und einem nach Dienstver Peg tätigen freien Mitarbeiter in

einem Betrieb wird nach dem Umfang bestimmt, den die persön-

liche Abhängigkeit des Tätigen erreicht hat .
Insgesamt gese—

hen kommt es darauf an, ob der Tätige "in" einem Betrieb
arbeitet oder "für“ einen Betrieb (Schlegelberger aaO), ob

er als Angehöriger des Betriebs angesehen wird (Nikisch),

in den Betrieb_eingegliedert ist und welches Gesamtbild
die Stellung biete6, die der Tätige_einnimmt.

Im einzelnen sind verschiedene besondere Merkmale der Tätig—

keit zu beachten und gegeneinander abzuwägen. Die Bindung an

Weisungen iét
von Bedeutung. Der Arbeitnehmer ist im allge—

meinen eng an die bis ins einzelne gehenden, die Arbeitslei-

stung betreffenden Weisungen des Arbeitgebers gebunden. Dem
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Selbständigen werden
gegebenenfalls nur

allgemein_e
R1cntv‘

'lini_en iür seine Tet1gxe1t gegeben. AndererSSitS Steht

einem Beschaft1gungsvenheltn15 nicht entgegen, daß der
Beschäftigte, inSbé3bndere wenn er eine Fachkraft in

( _
einem qualifi?ierten Beruf ist, keine Weisungen für die "”"“

‘Säch—.u■d Fechgerecnte Ausführung der Arbeit erhält
_(vpL BSGin SozRaaO "Prediger ; BAG11, 225 "Cnefarzt)

.. ‚ „._„ _
Mit der Bindung an

Weisungen hängt zusammen, ob der Täti_ge
auch Zur Ausführung sonstiger Arbeiten verpflichtet iSt,

_
die nicht unmit_télbar _zu dem gehen umschriébenen Aufgaben-
kreis gehören, für den er bestellt ist. Es spricht für

eine selbstandige Tätigkeit, wenn dem Tätigen keine Rechte»

pflicht zur Ausiührung sonstiger Arbeiten obliegt. I

Von Bedeutung iSt auch, 'Ob der Tätige einem Beschäftigten

des Betriebes unvergeordnet iSt oder durch einen solchen

kontrolliert wird. Unterordhung und Kontrolle sprechen

im allgemeinen für ein-Beschäftigungsverhältnis. Wo Unter-

ordnungund Kontrolle nachder art der Tätigkeit, der
Größe und der Organisation des Betriebes sonSt zu erwara
ten wären, weist ihr Fehlen auf eine selbständige Tätig-

keit hin.

Die ■rbeitszeitgestaltung ist von besonderer Bedeutung.'

Kennzeichen eines BSSchäfti$unéevérhältnisseS-sind die

Bindung an eine bestimmte Arbeitszeit bzw. die verpflich-

tung, genaue-Weisungen über die zeitliche Einteilung der
Arbeit zu Sef013en. Auch die Pflicht zu regelmäßigem'

Erscheinen im Betrieb ist ein Anzeichen eines Beschäfti-

gungsverhäitnisses. Hingegen ist die freie Verfügung

über_die Arbeitszeit ein besonderesMerkmaldes selbstän—
dig Tätigen, wie z.B. in i 84 Abs. l-Setz 2 HGBfür äen_
Handelsvertreter her?orgehoben.

Augh der Ort der Tätigkeit ist zu beachten. Der Arbeits-

platz im Betrieb des Arbeitgebers kann für ein Beschäf-

- ;;
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Ligungsverhältnis sprechen, während die Erledigung der

Arbeiten an einem selbs■ gewähiten Platz Ke■nzeichen

einer selbständigen Tätigkeit sein kann. DieSe Umstände.

können jedoch nur bedeubüngsvoll sein, wenn die Art der

Arbeit nicht ihre verrichtung an bestimmter Stelle ver;

lanfto
_

’

Ferner spielt eine Rolle; ob der Tätige verpflichtet ist,
seine Arbeitszeit und _A1bei.tekraft

ganz oder überwiegend

nur einem einzigen Geschäfts herr rn zur Verfügung zu stellen.

' Al-lerdings spricht das Verbot der Tätigkeit für einen ande-

reon nicht allein schon für eine Arbe itnehmereigénschaft,

edie\ErWähhung in 5 92 & HGB für den — selbständigen 5
Handelsvertreter zeigt doch iSt es umgekehrt ein wesent-

liches Kennzeichen einer Selbständigen APbEit‚ wenn der
Tätige uneingeschränkt für mehrere Geschäftsherren arbeiten

darf.

Die Art der Bezahlung des Tätigen gibt nur im Zusammenhang

miL anderen Merkmalen AnhelL für eine Beechäftigung als

Arbeitnehmer bzwo_selbständige Tätigkeit. Ein festes Gehalt

kann auf ein ärbei%s■éfnältnis hinweisen, 1fommtaber auch
bei freien Mitarbeitern vor. Eine Vérgütung nach dem Erfolg

der TaL;gke1t z. B. Provisibn‚_ weist nicht schon auf eine

selbständige TäL igkeit hin; de■n- diese Art der Entlohnung

ist auch für be50häftigte Arbeitnehmer vorgesehen (Handlun$s#

gehilfe, @ 65 HGB). Es ist von Bedeutung, welche ärt der Ent—

lohnung für die zu beurteilende Tätigkeit beim Vergleich mit

anderen Betrieben und anderen Arbeitskräften des gleichen

Berufes üblicherweise zu erwarten wäre

Die steuerrechtliche Behandlung der Bezüge gibt nür_im
_

Zusammenhang mit anderen wesentlichen Merkmalen einén‘Hin-_

weis für die Beurteilung der Tätigkeit. Das gleiche gilt
für die Bedeutung der Anmeldung ein e Gewerbes und einer

- 1313.s erforderlich —
Erlaubnis zur Ausübung der Täti„ keit.

Die tatsächliche Handhabung dieser Pilichten und Rechte

- 14 -
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hängt erheblich von der mehr oqer.weniger' ricntigen Auf-';

faseung des Tätigen una seines Gesehäftsherrh Zu diesen

Fragen ab, 'Sie ist daher kein sicherer Anhelt$punkt

Nach diesen Merkmalen beurteilt,
war der'Kläger bei sei—

ner Tätigkeit für den Beklagten nicht Beschäftigter, son—'

dern selbständig (vgl. für Stundenbu.chhalter Nikisc}1, aeQ,'

‚3 95; Schlegelberger, aaO, Randz. 20 zu '5 59 HGB).

Der Kläger war nicht an WeiSungen des Beklagten gebunde'n.-

Daß ihm keine Weisungen' erteilt wurden, wie er seine
VArbeiten auszuführen hatte, ergibt Sich daraus, daß er,c"

als.einzige'Faehknaft die 8teuerangelégenheiten,<Lohneä-*'

Vrechnung und'Buchfühäung erledigte. Es werden ihm aber

auch keine_andefen kaufmännischen Arbeiten'2ugeteilt.
Nach den Feststellungen deVsVLSG iSt der Kläger nur inV

Ausnahmefallen @e b e't e n 'wcrden,'eine Rechnung
abzuschre1ben, weil er' schneller mit_ der SCH”€LDW&»CHiHQ

fertig geworden sei. Ein Beschäftigter' hingegen wird '

e. n' g e W i e s e nV
,

eine Arbeit zu tun.

_Der' Kläger erni'elt auch keine Weisungen n1n31chulicn der
Arbeitszeit. Er war 'weder verpf11cbtet an bestimmten

_
Tagen._ im Betrieb des Beklagten Zu erScb einen, noch eine

bestimmteV An2ahl von Stunden
— z. B. wöchentlich -

zu_

arbe1»en,_w1e es. bei 'mit Teilzeitarbeit beéchäf' cigteh

Personen üblich ist 'ES' war vielmehr dem Kläger überlase en‚'

an welchen Tagen, zu welchen_ Ta.geszeiten und wie lange en:

jeWeils _e'nbeitéte, um die vereinbar en Aufgaben términgé—‘ '

mäß (StGU'érn‚ Löhne)' 1érbigzustellen. Diese Tefmingesun-
denheit beruhte nicht auf Weisungen des Beklagten, son—
dern auf behördlichen Vorschriften (2. B. für St'euern)

der all gemeinen OrganisationV des Betriebes in

Vérbi.ndungd'

mit Taxi fverträgen u.'ä. (Lohnzanlungstermir e}. Sie ist

kein Annalt für ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis;

denn derartigen Terminen sind aucthelbständige Unterneh—V*
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mer, z.B. Zulieferer, Steuerberater usw.; unterworfen. Die

Einhaltung solcher Termine ist eine vertraglich übernommene

Verpflichtung, nichL Ausfluß eines 1e:iéungsrecht3 des &rbe1‘ L-

gebers..

Daß de r Kläger die Arbeiten in den Räumen des Beklagten

e11edi3té, hängL miL_ der Art sej-nez Tätigkeit zusammen;
_denn die Buchführung, SLéuer— und Lohnabrechnung muLBte an

Hand der im Betrieb der Beklagten vorhandenen Unterlagen
vergénommen werden.

Der Kläger war nich't L‘_:mnder'we:ttexen. Verwercüng seiner
ArbeitSkreft, soweit er sie nichL für den Beklagten ein-

setzen mußte, für andere Äqureggeber mit entsprechender

Zeiteinteilung besc_hfänkt. Auch dies isL ein Hinweis_auf

SelbsLaud1eke1L„ ' ' '

Die Beza.hlung nach' geleisteten Arbeitsetunden iSL bei

Gelegenheir s— und HilfearbéiLern üblich u.nd spr1chL für

ein‘Beecheft1gungsverhaltn13 Andere iSL es bei Buchhal—

Lern in einem Betrieb; bei diesen ist auch bei Teilzeit—
arbeit die vergütung nach Festem Monats» oder W'cchenge-'

halt üblich., wenn s1e_ 315 “in ebL1ängiger Arbé1t beschäf—
»_LigL

engese hen we_rden'501_len„ Die Bezahlung des Klägers

nach den_ für_ den Betri'eb des Beklagten aufgewendten S un-

den bÜPlChb _daher hier ebenfalls fur eine Sé1bs Ländige

T1L13ke1t
__Bes

gleiche gil" besonders für de n U'msLend,

'daß ihm-ke? ne anderen Zeiten als die aufgéwandten Arbéit's-

stünden, wie_'etwe ZéiLen von Krankheit 'und UrleuQ, bezahlt
Wurden„"

Daß des Finanz
emL

den Kläger_ als lohn3te euerpfliehtig ansah,

kann demgegenüber angesichts des klaren Übergew:L hts der für

eine selbständ_ige Te„1&ke1u spreéhenden Merkmale nicht durch—„

.echla3en. Um prakt1s _chen Bedürfnis en Ree nung _zu _Lragen,
beahstähdeh die 81nenzemcep.ee im

ellgerMe
nen‚nicht‚ wenn

—.16"—_
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Stundenbuchhalter, die keine Erlaubnis zur Tätigkeit als
Steuerhelfer haben, für einige wenige Unternehmer arbei—

ten und die$e die Lohnsteuer einbehalteh und abführen.

Sie berücksichtigen dabei die jeweilige besondere Gestal—

tung der Tätigkeit nicht.

Aus diesen Gründen stand der Kläger beim Beklagten nicht

in einem Beschäftigungsyerhältnis im Sinne der Sozialver—.„‘

sicherung° Er war daher nicht versicherungspflichtig in

der AnV„ Seine Revision ist nicht begründet und war zu—

rückzuwéisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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